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Die europäische Integration schreitet derzeit rasch voran. Dies liegt nicht zuletzt an
der konsequenten Arbeit des Europäischen Rates, der unter den letzten Präsident-
schaften ein erhebliches Tempo vorlegt hat. So haben die Staats- und Regierungs-
chefs mit der „Wiener Strategie" am Ende der österreichischen Ratspräsidentschaft
im zweiten Halbjahr 1998 durch 19 Arbeitsaufträge an die Gipfeltreffen unter deut-
scher und finnischer Ratspräsidentschaft bereits eine breite Agenda vorgegeben.1

Als erster Schritt wurden auf dem Berliner Gipfel am 24725. März 1999 die
Verhandlungen über die Agenda 2000 abgeschlossen, die den finanziellen Rahmen
für die Gemeinschaftspolitiken und den Erweiterungsprozess bis 2006 abgesteckt
haben. In Köln konnten sich die Staats- und Regierungschefs am 374. Juni 1999 auf
einen „Europäischen Beschäftigungspakt" einigen: Neben den „Luxemburg-
Prozess" einer koordinierten Beschäftigungsstrategie und den „Cardiff-Prozess"
zur Verbesserung der Innovationsfähigkeit tritt nun als „Köln-Prozess" die dritte
Säule eines „Makroökonomischen Dialogs". Die portugiesische Präsidentschaft
wurde beauftragt, diese Politiken im Frühjahr 2000 durch einen Sondergipfel für
ein „Europa der Innovation und des Wissens" zu überprüfen und zu ergänzen.

In Köln wurden außerdem die Schwerpunkte der für das Jahr 2000 vorgesehen
Regierungskonferenz festgelegt, der Ausbau der europäischen Krisenreaktions-
fähigkeit beschlossen und Vorarbeiten für den Sondergipfel in Tampere zur Ver-
wirklichung eines „Europäischen Rechtsraumes" geleistet bzw. in Auftrag gegeben.
Damit trugen nach Deutschland mit Finnland und Portugal zwei kleine Mitglied-
staaten die Verantwortung, den Ausbau der Europäischen Union im Bereich der
Innen- und Justizpolitik, der Sicherheits- und Verteidigungspolitik sowie der
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik voranzutreiben, den Erweiterungsprozess
zu intensivieren und die Regierungskonferenz zur Reform der Institutionen auf den
Weg zu bringen.

Auf dem Weg zu einem europäischen Rechtsraum

Den ersten Höhepunkt der finnischen Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr
1999 bildete der Sondergipfel des Europäischen Rates am 15716. Oktober 1999 zur
Umsetzung des mit dem Vertrag von Amsterdam beschlossenen europäischen
„Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts". Die Innen- und Justizpolitik
war bis zum Vertrag von Amsterdam weitgehend zwischenstaatlich geregelt, da hier
die Eingriffe in die nationale Souveränität besonders groß und die Rechts-
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traditionell innerhalb der EU sehr unterschiedlich sind. Mit dem In-Kraft-Treten des
Amsterdamer Vertrages am 1. Mai 1999 bestand nun für weite Teile der vormals
dritten Säule sowie der Regelungen des Schengener Abkommens zur Öffnung der
Grenzen der Auftrag, gemeinsame Maßnahmen zu verwirklichen.2 Auf dem Son-
dergipfel von Tampere konnten hierzu erhebliche Fortschritte erzielt werden:

- Erstens soll bis 2004 ein „Europäischer Rechtsraum" mit Mindeststandards in
den Bereichen Rechtsschutz und Zivilprozessrecht aufgebaut werden.

- Zweitens wurden die Kompetenzen von Europol insbesondere im Bereich der
Maßnahmen gegen die Geldwäsche weiter ausgedehnt.

- Drittens wurde die Errichtung des Netzwerkes EUROJUST zur Koordinierung
der nationalen Staatsanwaltschaften und zur Erleichterung strafrechtlicher
Ermittlungen vereinbart.

- Und viertens will die EU eine gemeinsame Asyl- und Einwanderungspolitik ent-
wickeln und dabei auf eine konsequente Kontrolle der Außengrenzen zur
Bekämpfung illegaler Einwanderung achten. In Tampere wurde dazu die Ent-
wicklung eines Migrationskonzeptes beschlossen, das auf lange Sicht in ein
gemeinsames Asylverfahren und in einen unionsweit geltenden Asylbewerber-
status münden soll.

Von diesen Maßnahmen sind 'Spill-over'-Effekte zu erwarten, die zu einer Aus-
weitung von EU-Kompetenzen führen könnten. So betrachtet Bundeskanzler
Schröder EUROJUST als „Keimzelle einer europäischen Staatsanwaltschaft".3

Deutschland konnte aber seine Anliegen eines EU-Asylfonds zum Lastenausgleich
für Staaten mit besonders hohen Asylbewerberzahlen sowie einer gerechteren Ver-
teilung der Flüchtlinge nicht durchsetzen. Dies wäre für die deutschen Bürger ein
sichtbarer Beweis für einen Mehrwert europäischer Politik gewesen. Dennoch hat
der Europäische Rat einen Rahmen für die künftige gemeinsame Entwicklung in
diesen Politikfeldern abgesteckt, der weit über das hinaus geht, was Skeptiker noch
vor wenigen Jahren gefürchtet bzw. Befürworter einer stärkeren Integration gehofft
haben. Der deutsche Bundeskanzler Gerhard Schröder schätzt den entworfenen
Rechtsraum daher auch als viertes großes Integrationsprojekt nach dem Binnen-
markt, dem Euro und der GASP ein.4 Tampere könnte damit für den Bereich der
Innen- und Justizpolitik einmal das werden, was Luxemburg für die Beschäfti-
gungspolitik oder Kopenhagen für die Osterweiterung ist. Allerdings ist die Trag-
weite dieser Beschlüsse von der Öffentlichkeit bisher kaum zur Kenntnis genom-
men worden.

Bereits auf dem Kölner Gipfel hatten sich die Staats- und Regierungschefs
zudem auf die Ausarbeitung einer Grundrechtscharta geeinigt. Ein aus Vertretern
der Mitgliedstaaten zusammengesetztes Gremium sollte dieses Vorhaben realisie-
ren. In Tampere gelang es nun, sich auf eine stark parlamentarisch geprägte Zusam-
mensetzung des Gremiums sowie auf die Wahl des Vorsitzenden anstelle der An-
wendung des Rotationsprinzips zu einigen. Damit konnte die Gruppe, die sich
selbst als „Konvent" versteht, die Arbeit an der Charta aufnehmen. Mit diesem
Gremium, seiner Zusammensetzung und Vorsitzwahl könnte die Keimzelle oder

50 Jahrbuch der Europäischen Integration 1999/2000



Der Europäische Rat

zumindest das Vorbild für eine „verfassungsgebende Versammlung" geschaffen
worden sein.

Stärkung der Außenbeziehungen und der Verteidigungsdimension

Nicht nur in der Innen- und Justizpolitik, sondern auch im Bereich der Außen-,
Sicherheits- und Verteidigungspolitik hat sich auf den zurückliegenden Gipfel-
treffen einiges bewegt. In Tampere konnten Deutschland und Frankreich zwar nicht
durchsetzen, dass der Generalsekretär des Rates als „Hoher Vertreter" die GASP-
Beratungen der Gipfeltreffen einleiten und den Vorsitz des neu eingerichteten
Ständigen Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees übernehmen darf. Auf
dem Helsinki-Gipfel wurden aber wichtige Weichen für die Entwicklung einer ope-
rativen Basis der „Gemeinsamen Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik" (GESVP) gestellt.

Zur Durchführung militärischer Operationen der EU soll bis 2003 eine gemein-
same Eingreiftruppe aufgestellt werden, die in der Lage ist, innerhalb von 60 Tagen
50.000-60.000 Soldaten für die Dauer eines Jahres zu aktivieren.5 Damit muss eine
solche Truppe über rund 150.000-180.000 Mann verfügen. Die Staats- und Regie-
rungschefs haben zwar betont, dass dies nicht die Schaffung einer europäischen
Armee implizieren soll,6 der Aufbau wird aber sicherlich noch weitere Integrations-
schritte im sicherheits- wie rüstungspolitischen Bereich nach sich ziehen.

Der portugiesische Vorsitz hat auf dem Gipfeltreffen in Santa Maria da Feira
(kurz: Feira) einen Bericht über die Schaffung der notwendigen Mittel und
Fähigkeiten einer gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik vorgelegt.
Ein Fortschritt wurde zudem durch die Bildung des bereits auf dem Gipfel von
Lissabon beschlossenen Ausschusses für nicht-militärische Aspekte der Krisen-
bewältigung erzielt. Außerdem wollen die Mitgliedstaaten bis 2003 bis zu 5.000
Polizisten für internationale Missionen bereitstellen.7 Über den materiellen Beitrag
der einzelnen Mitgliedstaaten zur GESVP soll noch im Herbst 2000 auf einer
„Beitragskonferenz" entschieden werden. Dort wird sich erweisen, welche Mit-
gliedstaaten tatsächlich in welchem Umfang dazu bereit sind, auch materiell zum
Gelingen dieser Pläne beizutragen.

In den Beziehungen zur NATO sollen die Sicherheitsfragen, die Fähigkeitsziele,
der Rückgriff auf NATO-Mittel sowie die notwendigen Konsultationsmechanismen
im Mittelpunkt weiterer Beratungen stehen. Künftig wird damit das Zusammen-
wirken von EU und NATO ein zentrales Element der europäischen Sicherheits-
politik sein. An die französische Präsidentschaft und den Generalsekretär/Hohen
Vertreter erging daher der Auftrag, die Planung in diesem Bereich weiter voranzu-
bringen und in Nizza einen Bericht zur Präzisierung der kollektiven Fähigkeitsziele
von NATO und EU, zu den Ergebnissen der Beitragskonferenz, zur Schaffung
neuer militärischer und nicht-militärischer Strukturen sowie zur Integration von
WEU-Funktionen in der EU vorzulegen.8

Damit kann von zügigen Schritten bei der Weiterentwicklung der Krisenreak-
tionsfähigkeit gesprochen werden. Dies manifestiert sich auch deutlich in der Prä-
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gung des Begriffs „Gemeinsame Europäische Sicherheits- und Verteidigungs-
politik", der sich seit dem Kölner Gipfel etabliert hat und qualitativ über eine
„Europäische Sicherheits- und Verteidigungsidentität" hinausgeht.

Im Bereich der Außenbeziehungen ist es der EU auf dem Gipfel von Lissabon
gelungen, eine weitere Brücke zum NAFTA-Raum zu schlagen, indem ein Freihan-
delsabkommen mit Mexiko unterzeichnet wurde, welches am 1. Juli 2000 in Kraft
getreten ist. Geplant ist der gegenseitige Abbau der Zollschranken bis 2007.9 Des
weiteren soll der Hohe GASP-Vertreter unter voller Beteiligung der Kommission
für mehr Kohärenz in der Westbalkanpolitik der Union sorgen.10 Problematisch ist
hier jedoch das undurchschaubare Geflecht bereits vorhandener Strukturen sowie
die konkurrierenden Kompetenzen der vor Ort tätigen Organisationen. Dennoch
konstatierte der Europäische Rat Fortschritte bei der Fortführung bzw. Vorbereitung
der Verhandlungen mit Mazedonien, Kroatien, Albanien und Bosnien-Herzegowina
über die Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen. In Feira wurde außerdem
eine Gemeinsame Strategie für den Mittelmeerraum beschlossen. Damit wird die-
ses Instrument, dass nach der einstimmigen Entscheidung im Rat Mehrheits-
entscheidungen zulässt, schrittweise auf alle Nachbarn der EU ausgeweitet.

Ausweitung und Beschleunigung des Erweiterungsprozesses

Das zweite beherrschende Thema des Europäischen Rates von Helsinki war die
Fortführung des Erweiterungsprozesses. Im Rahmen des Gipfels sollte - nachdem
die Kommission in Tampere ihren Bericht zum Stand der Beitrittsfähigkeit vorge-
legt hatte - geprüft werden, ob mit weiteren Beitrittskandidaten die Verhandlungen
aufgenommen werden und ob die Türkei den Status eines Kandidaten erhalten
soll.12 Der Europäische Rat von Helsinki hat schließlich ein eindeutiges Signal für
die Beschleunigung des Erweiterungsprozesses gegeben. Er fasste den Beschluss,
im Februar 2000 die Beitritts Verhandlungen mit fünf weiteren mittel- und osteuro-
päischen Staaten - Bulgarien, Lettland, Litauen, Rumänien, Slowakei - sowie mit
Malta zu beginnen. Überraschend war dabei die Entscheidung, bereits zu diesem
Zeitpunkt Bulgarien und Rumänien gleichberechtigt einzubeziehen, da beiden im
Kommissionsbericht die geringsten Fortschritte im Sinne der Kopenhagener
Kriterien bescheinigt worden waren.

Die ursprüngliche Strategie der EU, alle zwölf Staaten im Beitrittsprozess mit-
zunehmen, aber nur mit den sechs am meisten fortgeschrittenen die eigentlichen
Beitritts Verhandlungen zu eröffnen, sollte eine Aufweichung der Kriterien verhin-
dern. Zur Unterstützung der reformorientierten Eliten und als positives Signal für
die Bevölkerung wurden in Helsinki aber auch die übrigen sechs Länder in die
Verhandlungen einbezogen. Als Vorteile einer solchen Erweiterungsstrategie der
Differenzierung - Romano Prodi spricht von einem Prozess „mit mehreren
Geschwindigkeiten, gekennzeichnet von einem Höchstmaß an Flexibilität"" - wer-
den eine bessere Übersicht über die Fortschritte und die Stimulierung der Beitritts-
anstrengungen der einzelnen Länder, die jetzt das Tempo selbst bestimmen können,
geltend gemacht.
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Stark umstritten war jedoch die Entscheidung, der Türkei den Status eines
Beitrittskandidaten zu gewähren, auch wenn der Beginn der Verhandlungen von der
Erfüllung der Kopenhagener Kriterien abhängig gemacht wurde. Befürworter
heben hervor, dass die Einbindung die Türkei auf den Weg zu Rechts Staatlichkeit
und Demokratie voranbringen soll. Zudem wollte man damit die seit Jahrzehnten
betriebene Hinhaltestrategie gegenüber der Türkei beenden und einen klaren Weg
zum Beitritt weisen. Dieser kann jedoch kaum in nächster Zeit erfolgen, da die
Türkei vor der Aufnahme von Verhandlungen neben der Erfüllung der Kopen-
hagener Kriterien noch folgende Probleme lösen muss: eine Verständigung über die
Zypernfrage, die Wahrung der Minderheitenrechte der Kurden, die Einhaltung der
Menschenrechte, die Klärung der Stellung des Militärs in der Politik sowie die
Beilegung der Grenzstreitigkeiten in der Ägäis.

Auf Ablehnung stieß die Türkeientscheidung vor allem im bürgerlichen Lager,
welches mit dem Beitritt der Türkei die EU als Kulturgemeinschaft gefährdet sieht.
Die Union hat mit den Beschlüssen von Helsinki aber herausgestellt, dass sie sich
nicht als exklusiven Club versteht, sondern bereit ist, allen Staaten „Europas", auch
der Türkei, auf der Grundlage der Kopenhagener Kriterien eine Aussicht auf Beitritt
zu eröffnen. Die wichtigste Frage, die sich daraus ergibt, ist jedoch: Wie sollen nun
in Zukunft die Grenzen Europas bestimmt werden? Kann nach diesen Beschlüssen
Staaten wie der Ukraine oder Georgien die Mitgliedschaft verwehrt werden?13 Die
Mitgliedstaaten haben darauf noch keine Antwort gefunden.

Die EU als Wissens- und Innovationsgemeinschaft

Der Gipfel von Helsinki ließ erkennen, dass sich die EU stärker in die
Wirtschaftspolitik einschalten will. Dort wurde nochmals der Sondergipfel unter
dem Motto „Beschäftigung, wirtschaftliche Reformen und soziale Kohäsion - für
ein Europa der Innovation und des Wissens" als einer der Kernaufträge an die por-
tugiesische Ratspräsidentschaft bekräftigt. Im Rahmen des Gipfels von Lissabon
am 23724. März 2000 wurde schließlich versucht, die Nutzung neuer Technologien
mit einer stärkeren sozialen Kohäsion in Einklang zu bringen. Die EU hat sich das
ehrgeizige Ziel gesetzt, in einem Jahrzehnt die „konkurrenzfähigste und dyna-
mischste Wirtschaft der Welt" zu werden und gleichzeitig ein nachhaltiges Wachs-
tum sowie eine Verbesserung der Beschäftigung zu gewährleisten.14 Dazu wurde
eine Strategie erarbeitet, die auf die drei Pfeiler (1) Übergang zur Wissensökono-
mie, (2) innovations- und wettbewerbsfördernde Wirtschaftsreformen sowie (3)
Modernisierung des europäischen Sozialmodells setzt. Diese Strategie enthält unter
anderem folgende Bausteine:"

- Damit die EU-Bürger „digital mündig" werden und in der Informations-
gesellschaft bestehen können, sollen alle Schulen Zugang zum Internet erhalten
und ein allgemeiner elektronischer Zugang zu den grundlegenden öffentlichen
Diensten bis 2003 sichergestellt werden. Bis zum Jahr 2010 soll eine Halbierung
der Zahl der Schulabgänger ohne weiterführende Schul- und Berufsausbildung
erfolgen.
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- Zur Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für das Internet und den elektro-
nischen Geschäftsverkehr („e-Potenzial") sollen der Telekommunikationsmarkt
bis Ende 2001 und der Markt für Finanzdienstleistungen bis 2005 liberalisiert
werden. Auch die Liberalisierung der Bereiche Gas, Post, Strom und Transport
soll beschleunigt werden. Zudem ist eine bessere Vernetzung der europäischen
F&E-Aktivitäten in einem „Europäischen Forschungsraum" geplant.

- Konkret wurde die Erhöhung der Beschäftigungsquote von 61 % auf 70% im Jahr
2010 und eine Wachstumsquote von 3% pro Jahr anvisiert. Des weiteren soll auf
dem Gipfel in Nizza im Dezember 2000 eine „europäische Sozialagenda" der
nächsten Jahre beschlossen werden. Zukünftig wird außerdem in jedem Frühjahr
eine „Wirtschafts- und Sozialtagung" des Europäischen Rates stattfinden. Das
erste Treffen dieser Art findet in Stockholm Anfang 2001 statt.

Anknüpfend an die in Lissabon beschlossenen Maßnahmen wurden in Feira neue
Initiativen in den Bereichen „e-Europe"-Aktionsplan, Europäischer Forschungs-
raum, Vollendung des Binnenmarktes, Innovation 2000 sowie die Einsetzung eines
„Sozialschutzausschusses" beschlossen. Außerdem hat die Kommission den Ent-
wurf einer „Europäischen Sozialagenda" vorgelegt, die in Nizza gebilligt werden
soll.

Eine kontroverse Grundsatzdebatte über die europäische Wirtschaftspolitik fand
in Lissabon nicht statt, so dass der Gipfel in der Öffentlichkeit schnell abgehakt
wurde. Eine tatsächliche Umsetzung der Vorgaben von Lissabon ist zudem erst in
einigen Jahren nachprüfbar. Über den zum Teil deklaratorischen Charakter dieser
Pläne hinaus gilt es zu bedenken, dass Liberalisierungs-, Ausbildungs- und
Sozialpolitik stark in die nationalen bzw. regionalen Befugnisse und Strukturen ein-
greifen, was eine zügige Realisierung und effektive Koordinierung erschweren
kann. Trotzdem wertete der britische Premierminister Tony Blair den Gipfel als
„Wendepunkt im europäischen wirtschaftlichen Denken", der Übergang zu einer
aktiven Beschäftigungspolitik sei nun vollbracht.16 Ratspäsident Guterres lobte die
Entscheidung des Europäischen Rates, die Verantwortung für die Bestimmung der
strategischen Prioritäten der Wirtschafts- und Sozialpolitik der EU zu überneh-
men.17 Dieser Ansatz macht aber zugleich deutlich, dass sich die Staats- und Regie-
rungschefs künftig verstärkt persönlich um die Koordinierung der wirtschafts- und
sozialpolitischen Strategie kümmern werden und dass sich der Europäische Rat
immer mehr zum „Supervisor" der Gemeinschaftsinsitutionen wandelt.

Vorsichtiges Abtasten bei der Regierungskonferenz 2000

Bereits beim Kölner Gipfels wurde beschlossen, im Jahr 2000 eine Regierungs-
konferenz einzuberufen, auf der im Wesentlichen die drei „Left-overs" von
Amsterdam behandelt werden sollen. Zu regeln ist die Größe und Zusammen-
setzung der Kommission sowie eine neue Stimmenwägung und die Ausweitung der
qualifizierten Mehrheitsentscheidungen im Rat. In Köln einigten sich die Staats-
und Regierungschefs auf die Einberufung der Regierungskonferenz unter portugie-
sischem Vorsitz Anfang 2000. Sie soll möglichst unter französischem Vorsitz Ende
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2000 in Nizza abgeschlossen werden und die EU nach Ratifizierung der Ergebnisse
befähigen, ab Ende 2002 neue Mitgliedstaaten aufzunehmen.

In Helsinki legte die finnische Ratspräsidentschaft einen Bericht über die mit der
Regierungskonferenz zusammenhängenden Themen vor.18 Zudem haben die Kom-
mission und das Europäische Parlament ihre Forderungen an die Regierungs-
konferenz formuliert, die weit über die in Köln beschlossene Agenda hinaus gin-
gen.19 Dennoch entschied der Europäische Rat in Helsinki, sich zunächst auf die
drei genannten Themen sowie damit zusammenhängende Vertragsänderungen zu
beschränken. Zusätzliche Themen könne der nächste Vorsitz vorschlagen. Mit die-
ser Formulierung blieb genügend Spielraum für eine Ausweitung der Agenda, ohne
zugleich einen Lösungsdruck über die drei Kernthemen hinaus zu erzeugen.

Auf der am 14. Februar 2000 eröffneten Regierungskonferenz nahmen zwar die
„Left-overs" den größten Raum ein. Dennoch wurden bereits in den ersten Monaten
auch zahlreiche andere institutionelle Fragen behandelt. Dies macht der umfangrei-
che Zwischenbericht der portugiesischen Ratspräsidentschaft deutlich, der auf dem
Gipfel in Feira vorgelegt wurde. Dort werden noch einmal Lösungsoptionen und
widerstreitende Argumente zu den Left-overs, aber auch Themen wie die Auswei-
tung des Mitentscheidungsverfahrens oder die Anpassung der Sitzzahl im Europä-
ischen Parlament und anderen Organe gebündelt.

Wie erwartet, wurde auf den Gipfeltreffen des ersten Halbjahres 2000 nicht ver-
sucht, die mitgliedstaatlichen Differenzen bezüglich der Reformvorschläge beizu-
legen. Seit Monaten werden die zur Disposition stehenden Modelle diskutiert und
bis jetzt ist keine Einigung in Sicht. Dennoch sprach der Rat von „erheblichen
Fortschritten".20 Unter portugiesischer Präsidentschaft fand jedoch nicht mehr als
eine Generaldebatte statt. Der auf dem Gipfel in Feira präsentierte Zwischenbericht
hat nur eine Inventarisierung der Themen, Probleme und ihrer Lösungsmöglich-
keiten vorgenommen.

Auf dem Gipfel in Feira wurde allerdings beschlossen, noch ein viertes Thema
offiziell auf die Tagesordnung zu setzen: die Überprüfung der Vertrags vorgaben zur
„verstärkten Zusammenarbeit". Dieses Instrument soll es einer Gruppe von Staaten
ermöglichen, in bestimmten Politikfeldern schneller als andere voranzuschreiten.
Diese Materie hat vor allem durch die zahlreichen Beiträge über die künftigen
Integrationsperspektiven - u.a. von Jacques Delors, Joschka Fischer und Jacques
Chirac - an Bedeutung gewonnen. Denn jede dieser Analysen geht davon aus, dass
in einer erweiterten EU nicht mehr alle Mitgliedstaaten gemeinsam das gleiche
Integrationstempo vorlegen können oder wollen.

Das Europäische Parlament zeigte sich dennoch enttäuscht darüber, dass der
Europäische Rat seine Zustimmung zur Erweiterung der Tagesordnung der
Regierungskonferenz nur für die verstärkte Zusammenarbeit gegeben hat. So
bedauert Parlamentspräsidentin Nicole Fontaine, dass „die Tür für den Konstitu-
tionalisierungsprozess nicht geöffnet wurde",21 wie unter anderem auch die Kom-
mission gefordert hatte. Die Befürworter einer umfassenden Reform sind somit
erneut gescheitert.
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Unter französischer Präsidentschaft wird das Verhandlungstempo nun durch
wöchentliche Sitzungen der Vorbereitungsgruppe verschärft. Erste Konturen des
Reformpaketes sollen sich dann auf dem Sondergipfel zur Regierungskonferenz in
Biarritz am 13. und 14. Oktober 2000 abzeichnen. Ein endgültiger Beschluss wird
für das Treffen des Europäischen Rates am 7. und 8. Dezember 2000 in Nizza ange-
strebt. Die französische Ratspräsidentschaft hat dazu betont, dass sie lieber ein
Scheitern der Verhandlungen als ein Minimalkompromiss in Kauf nehmen würde.
Eine Vertagung der institutionellen Reformen würde aber auch eine weitere
Verzögerung des Erweiterungsprozesses bedeuten.

Gestörtes Familienglück

Auf dem Europäischen Rat im finnischen Tampere wäre es durch die deutlichen
Worte des finnischen Europaministers Kimmo Sasi beinahe zu einem diplomati-
schen Eklat gekommen.22 Dieser hatte im Vorfeld des Gipfels das Auftreten der
deutschen Regierung vor allem im Hinblick auf den Sprachenstreit als egoistisch
und europafeindlich kritisiert. Denn Deutschland wollte nicht akzeptieren, dass bei
informellen Ratstreffen keine deutsche Übersetzung angeboten wurde. Der finni-
sche Ministerpräsident Lipponen regelte die Angelegenheit mit einer Entschul-
digung bei Bundeskanzler Schröder auf höchster Ebene. Unter portugiesischer
Präsidentschaft wurde dann wieder ins Deutsche übersetzt.

Zu diplomatischen Sturmböen kam es besonders im Verhältnis zu Österreich,
dessen Regierung sich seit Anfang Februar 2000 aus einer Koalition der konserva-
tiven Österreichischen Volkspartei (ÖVP) und der rechtsnationalen Freiheitlichen
Partei Österreichs (FPÖ) zusammensetzt. Die anderen 14 Mitgliedstaaten haben
infolgedessen eine Sanktionspolitik verfolgt, die sich auch darin äußerte, dass
gemeinsame Gruppenfotos mit österreichischen Ministern von anderen Amts-
kollegen abgelehnt wurden. Das Thema der Beziehungen zu Österreich stand auch
auf dem letzten Gipfel in Feira nicht auf der Tagesordnung, drohte aber dennoch
zeitweilig diskussionsbeherrschend zu werden. Während sich die österreichischen
Vertreter im Vorfeld des Gipfels vehement gegen eine Fortsetzung der Ausgrenzung
ausgesprochen hatten, bemühte sich die portugiesische Präsidentschaft um eine
Verbesserung des diplomatischen Klimas: Ein „Drei-Stufen-Plan", so der letztlich
angenommene Vorschlag, soll zu einer schrittweisen Aufhebung der Sanktionen in
den nächsten Monaten führen. Da machte es Hoffnung, dass sich die Fünfzehn wie-
der zum „Familienfoto" zusammenfanden, nachdem es in Lissabon nur zu einem
„Gruppenfoto" gekommen war.23

Bewertung und Ausblick

Finnland zeigte großes Engagement bei der Durchführung seiner ersten Rats-
päsidentschaft. Die Gipfel zeichneten sich durch eine gute organisatorische und
inhaltliche Vorbereitung aus, von der alle Mitglieder profitierten. Zum Teil erhebli-
che Fortschritte konnten beim Aufbau der Sicherheits- und Verteidigungspolitik,
der Innen- und Justizpolitik sowie im Erweiterungsprozess erzielt werden.
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Sicherlich selbst enttäuscht waren die Finnen über die Tatsache, dass es ihnen nicht
gelungen ist, die Entwicklung eines Aktionsplanes für die Nördliche Dimension
voranzubringen.24

Die portugiesische Ratspräsidentschaft hatte mit Lissabon vor allem einen
Gipfel zur künftigen Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik zu bewältigen. Die
Portugiesen warben dabei für ihre ehrgeizigen Pläne mit pathetischen Formulie-
rungen wie z.B. „eine neue Periode im Leben der Europäischen Union einzuleiten".
Ob die hoch gesteckten Ziele von Lissabon tatsächlich umgesetzt werden können,
muss sich erst noch erweisen. Der Europäische Rat in Santa Maria da Feira hinge-
gen war ein eher „unspektakulärer Arbeitsgipfel" und kein Meilenstein auf dem
Weg der Europäischen Integration.25 Vor allem bei den institutionellen Reformen
konnten keine greifbaren Ergebnisse erzielt werden, was allerdings weniger auf die
Präsidentschaft als vielmehr auf die Verhandlungslogik von Regierungskon-
ferenzen zurückzuführen ist. Dennoch betonte EU-Präsident Antonio Guterres:
„Mit enormer Zufriedenheit kann ich mitteilen, dass mit dem Gipfel von Feira alle
Elemente - ich betone alle Elemente - des Mandats der portugiesischen Präsident-
schaft erfüllt wurden ...".26

Trotz ihrer unterschiedlichen politischen Kultur und geographischen Randlage
haben damit zwei kleine Mitgliedstaaten die Europäische Union erfolgreich weiter
entwickelt.

Ein Grundproblem der Europäischen Räte drückt jedoch die folgende Schlag-
zeile aus: „Die Schlusserklärung liegt schon vor. EU-Gipfeltreffen verkommen
immer mehr zu Ritualen, für ernste Debatten fehlt die Zeit."27 Die wichtigsten
Vorgaben und Entscheidungen für die Zukunft der europäischen Integration werden
im Stillen ausgehandelt und dann auf Gipfeltreffen medienwirksam vorgestellt. Die
Entscheidungen werden in den Schlussfolgerungen des Vorsitzes gebündelt. Diese
sollen künftig durch eine Höchstlänge von rund 15 Seiten gestrafft werden und sich
auf die politischen Entscheidungen konzentrieren, die zu den auf der Tagung tat-
sächlich erörterten Fragen getroffen wurden.28

Die Schlussfolgerungen enthalten zahlreiche Arbeitsaufträge an die Kommission
und den Rat zur Vorlage für die nächsten Gipfel sowie zur Vorbereitung und
Verabschiedung bestimmter Maßnahmen. So wurden allein in Lissabon mehr als 40
konkrete Arbeitsaufträge und Aufforderungen formuliert; die anderen Organe wer-
den zu Beratungsgremien und Erfüllungsgehilfen herabgestuft. Ohne ein Macht-
wort des Europäischen Rates wäre beispielsweise auch in der strittigen Frage der
Zinsbesteuerung kein Fortschritt möglich gewesen. Dieser hat dabei als Schlich-
tungsinstanz der Finanzminister gedient, indem die Staats- und Regierungschefs
verfügt haben, dass „die EU-Finanzminister noch während des Gipfeltreffens im
portugiesischen Feira einen Kompromiss über Mindestregelungen der Zinsbesteue-
rung finden" müssen.29 Der Europäische Rat entwickelt sich damit auch weiterhin
in Richtung eines zentralen Führungsgremiums, dass nicht nur die großen europa-
politischen Leitlinien vorgibt, sondern tief in die exekutiven und legislativen Funk-
tionen der Gemeinschaft eingreift - das ist die bedenkliche Konsequenz der letzten
Gipfeltreffen.
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